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Abkürzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

AVS Assurance-vieillesse et survivants

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Nach dem Scheitern der Mutterschaftsversicherung in der Volksabstimmung vom 13.
Juni  gaben sich die Parteien – insbesondere auch im Hinblick auf die nationalen
Erneuerungswahlen im Oktober – besonders familienfreundlich. Die CVP schlug
steuerliche Entlastungen vor; zudem rief sie nach einem Bundesrahmengesetz für die
Ausrichtung von Kinderzulagen und nach einer besseren Abstimmung der Schulzeiten
auf die Bedürfnisse der Eltern. Das verlangte auch die FDP, die sich zudem für mehr
ausserfamiliäre Betreuungsstätten für Kinder stark machte. Von einer eidgenössischen
Regelung für die Kinderzulagen wollte sie hingegen nichts wissen. Konkrete Zahlen
nannten die SP und die Grünen. Sie forderten existenzsichernde Kinderzulagen, wobei
die Steuerabzüge für Kinder im Gegenzug zu streichen wären. Die SP sprach sich zudem
für Ergänzungsleistungen für minderbemittelte Eltern aus, welche über eine
eidgenössische Erbschaftssteuer finanziert werden sollten. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.09.1999
MARIANNE BENTELI

Im Bestreben, dass Familien und Kinder nicht länger ein Armutsrisiko darstellen,
verabschiedete die CVP ein Grundlagenpapier, das auf drei Säulen basiert. Familien mit
tiefen Einkommen sollen durch höhere Kinderzulagen (200 Fr. für Kinder, 250 Fr. für
Jugendliche in Ausbildung), Entlastungen bei der direkten Bundessteuer und
Bedarfsleistungen für einkommensschwache erwerbstätige Eltern unterstützt werden.
Die Junge CVP bemängelte, dass familienentlastende Massnahmen wie Kinderkrippen,
Blockunterricht und Tagesschulen nicht erwähnt wurden. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2002
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die CVP sprach sich für eine Stabilisierung der Sozialleistungsquote auf dem heutigen
Niveau und - wie die FDP - für einen Umbau des Sozialversicherungssystems aus.
Gemäss CVP müssen sich die Sozialwerke künftig auf die Deckung der
Grundbedürfnisse ausrichten, dafür könnten noch bestehende Lücken wie die
Mutterschaftsversicherung und die Vereinheitlichung der Familienzulagen geschlossen
werden. Um soziale Umverteilungen einfacher realisieren zu können, schlug sie die
Schaffung eines einzigen Fonds zur Finanzierung aller Sozialversicherungszweige vor,
der durch Verbrauchssteuern wie die künftige Spielbankensteuer, eine Energiesteuer
oder andere Lenkungsabgaben zusätzlich alimentiert werden soll. Die Erhebung
weiterer Lohnprozente lehnte sie ab. Bei der AHV regte die CVP den Übergang zu einer
einkommensunabhängigen Einheitsrente an. Für die Arbeitslosenversicherung soll ein
Zwei-Säulen-Konzept geprüft werden, das die Grundsicherung (Minimalrente) klar von
Ergänzungsleistungen zur Beibehaltung des Lebensstandards trennt. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.07.1997
EVA MÜLLER

Anfangs September in Aadorf (TG) gaben die Delegierten mit 214:8 Stimmen bei 3
Enthaltungen klar die Ja-Parole für die Vereinheitlichung der Familienzulagen heraus.
Ohne Gegenstimme bei 2 Enthaltungen wurde ebenfalls die Ja-Parole zur Osthilfe
beschlossen. Zuvor hatten Ständerat Philipp Stähelin die Bedeutung des Gesetzes
hinsichtlich der guten Beziehungen zu Europa hervorgehoben und Doris Leuthard auf
die Finanzierbarkeit der Vorlage hingewiesen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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An ihrer Delegiertenversammlung auf dem Säntis Mitte September beschloss die CVP
eine Resolution für den Kampf gegen die Hochpreisinsel Schweiz. Sie forderte die
einseitige Einführung des „Cassis-de-Dijon“-Prinzips mit einem möglichst kleinen
Ausnahmenkatalog, den Abbau von Missbräuchen im Patentrecht und die Beseitigung
von „Preis-Ausreissern“ bei Originalmedikamenten, eine Harmonisierung der
kantonalen Baunormen sowie die Eliminierung von Lücken im Kartellrecht. Zudem
verlangte die CVP die Beseitigung der Besteuerung von Kinder- und
Ausbildungszulagen. Die Delegierten hiessen auch einen Gegenvorschlag zu der von der
Linken lancierten Klimainitiative gut, der vorsieht, den CO2-Ausstoss bis 2020 um
mindestens 20% zu senken. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.09.2007
SABINE HOHL

1) Bund, 7.9.99; TA, 10.9.99.
2) Presse vom 2.9.02.
3) CVP-Positionspapier (1997). Zukunft der sozialen Sicherheit in der Schweiz; NZZ und SGT, 5.7.97
4) Presse vom 4.9.06.
5) NZZ und SGT, 17.9.07.
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